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Abréviations

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
MWST Mehrwertsteuer
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
ZEMIS Zentrales Migrationsinformationssystem
EDV Elektronische Datenverarbeitung

DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil

national
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
PME petites et moyennes entreprises
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
AFC Administration fédérale des contributions
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
SYMIC système d'information central sur la migration
TED Traitement électronique des données
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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique économique

Eine Motion Flückiger-Bäni (svp, AG) verlangte, die Rückerstattung der Mehrwertsteuer
bei der Ausfuhr im Reiseverkehr auf Stufe des Vollzugs zu vereinfachen. Nachdem der
Nationalrat diesen Vorstoss bereits im Vorjahr angenommen hatte, stimmte ihm im
Berichtsjahr auch der Ständerat zu. 1

MOTION
DATE: 14.03.2011
DAVID ZUMBACH

In der Frühjahrssession 2019 debattierte der Ständerat über das Thema
«Einkaufstourismus», genauer über mehrwertsteuertechnische Massnahmen zur
Eindämmung des Einkaufstourismus und dessen negativen Folgen. Gemäss geltenden
Bestimmungen können im Ausland getätigte Einkäufe bis zu CHF 300 bei der Einfuhr
von der ausländischen Mehrwertsteuer befreit werden – wobei jedoch die
Nachbarländer teilweise Mindesteinkaufsbeträge kennen, unter denen die
Mehrwertsteuer nicht zurückerstattet wird – ohne dass dafür die inländische
Mehrwertsteuer darauf erhoben wird. Der Ständerat beriet gleichzeitig die
Standesinitiative des Kantons St. Gallen (Kt.Iv. 18.300) und die Motionen Hösli (svp, GL;
Mo. 17.3131), Hegglin (cvp, ZG; Mo. 17.3428) und Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3417). Diese
schlagen vor, die Wertfreigrenze auf diejenigen Einkäufe zu begrenzen, bei denen die
Mehrwertsteuer im Ausland nicht zurückgefordert werden kann (Standesinitiative), die
Wertfreigrenze generell auf CHF 50 zu reduzieren (Mo. 17.3131), die ausländischen
Mehrwertsteuern mit der schweizerischen Mehrwertsteuer zu verrechnen (Mo. 17.3428)
oder generell die Mehrwertsteuerabrechnung an der Grenze durch den Einsatz von
Technologie zu vereinfachen (Mo. 17.3417) – durch eine entsprechende App könne der
Mehraufwand für die Zollstellen bei einer Flexibilisierung der Zollgrenze gesenkt
werden, wodurch die Findung einer tauglichen Lösung gegen den Einkaufstourismus
erleichtert werde. 
Ruedi Noser (fdp, ZH) berichtete von der Debatte der FK-SR und erklärte, dass die
Kommission zwar der Standesinitiative keine Folge geben wolle und die Motionen zur
Ablehnung empfehle, dass dies aber nicht aus inhaltlichen, sondern aus prozeduralen
Gründen geschehe. Der Bundesrat sei aufgrund des Postulats der FK-NR (Po. 17.3360)
dabei, einen umfassenden Bericht zum Thema Einkaufstourismus zu erstellen. Bevor
dieser erscheine, wolle die Kommission keine Vorstösse annehmen, auch wenn deren
Fristen abliefen. Darum empfehle sie, der Standesinitiative keine Folge zu geben – die
ähnlich formulierte Initiative des Kantons Thurgau (Kt.Iv. 18.316) laufe noch bis Ende
Jahr, falls nötig könne diese später noch angenommen werden. Die Motionen empfahl
die Kommission zur Ablehnung, da deren Vorschläge entweder in ähnlicher Art auch in
der Kommission diskutiert würden (Mo. 17.3428), von der Verwaltung bereits im Bericht
aufgenommen worden seien (Mo. 17.3131) oder eigentlich durch die Applikation Quick-
Zoll bereits erfüllt seien (Mo. 17.3417). Falls nötig und falls der Bundesrat keine eigene
umfassende Vorlage ankündige, könne man nach Erscheinen des Berichts im Herbst
noch immer eine Kommissionsmotion lancieren. Der Ständerat folgte dem Vorschlag
der Kommission, verzichtete mit 30 zu 14 Stimmen darauf, der Standesinitiative Folge
zu geben, und lehnte die Motionen mit 30 zu 14 Stimmen (Mo. 17.3131), 30 zu 12 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen, Mo. 17.3428) und 32 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen, Mo.
17.3417) ab. 2

MOTION
DATE: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession behandelte der Ständerat die Motion Hegglin (cvp, ZG), die zum
Ziel hatte, die Einnahmelücken bei der Mehrwertsteuer im grenzüberschreitenden
Einkaufsverkehr zu schliessen, zusammen mit weiteren Vorstössen zum
Einkaufstourismus. Auf Antrag der FK-SR lehnte der Rat die Motion ab, um den Bericht
des Bundesrates zu einem Postulat der FK-NR (Po. 17.3360) abzuwarten. 3

MOTION
DATE: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Politique structurelle

In der Wintersession hiess der Nationalrat mit 93 zu 92 Stimmen eine Motion Graber
(svp, BE) gut, die mittels eines dringlichen Bundesbeschlusses durch den Bundesrat die
Befreiung der Mehrwertsteuer von Beherbergungsdienstleistungen für das Jahr 2012
forderte. Die SVP, eine Mehrheit der CVP und die Hälfte der FDP-Fraktion stimmten der
Motion zu, während sie von der SP und den Grünen abgelehnt wurde. Der Entscheid des
Ständerates erfolgte erst im darauffolgenden Jahr. 4

MOTION
DATE: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Im Gegensatz zum Nationalrat im Vorjahr lehnte der Ständerat in der Frühjahrssession
des Berichtsjahrs eine Motion Graber (svp, BE) ab, die mittels eines dringlichen
Bundesbeschlusses die Befreiung von Beherbergungsdienstleistungen von der
Mehrwertsteuerpflicht für das Jahr 2012 forderte. Mit 26 zu 15 Stimmen folgte die
kleine Kammer der Empfehlung des Bundesrats. Ebenfalls in der Frühjahrssession
stellte sich das Parlament im Rahmen der Vereinfachungs-Vorlage der Mehrwertsteuer
gegen eine einjährige Befreiung der Beherbergungsleistungen von der
Mehrwertsteuer. Mit 92 zu 88 Stimmen lehnte es der Nationalrat im Februar ab, auf
entsprechende Beratungen einzutreten. In der grossen Kammer setzten sich die
Fraktionen der SVP, der BDP, eine Mehrheit der CVP sowie eine Minderheit der FDP
vergeblich für diese Massnahme ein, die Steuerausfälle in der Höhe von mindestens 160
Millionen Franken zur Folge gehabt hätte. Die Befürworter argumentierten, dass
aufgrund des starken Schweizer Frankens die Konkurrenzfähigkeit der hiesigen
Hotellerie auf dem Spiel stand. Die Gegner waren ihrerseits der Ansicht, dass die
Befreiung rechtlich problematisch war, da die Verfassung für Beherbergungsleistungen
eine intermediäre Besteuerung vorsah, die zwischen dem reduzierten Satz von 2,5%
und dem Normalsatz von 8% zu liegen hatte. Zudem wandten sie sich gegen eine
Subventionierung nach dem Giesskannenprinzip. Im März folgte die kleine Kammer dem
Beschluss des Nationalrats. Der Nichteintretensentscheid fiel im Ständerat mit 24 zu 14
Stimmen weit deutlicher aus. Der Verband Hotelleriesuisse zeigte sich über das
Scheitern der befristeten Mehrwertsteuerbefreiung enttäuscht und forderte die Politik
auf, andere Massnahmen zu ergreifen, um den Tourismus zu unterstützen. 5

MOTION
DATE: 13.03.2012
LAURENT BERNHARD

Concurrence

Mit einer Motion verlangte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Aufhebung der
ungerechtfertigten Kostenüberwälzung auf Kundinnen und Kunden im Zollwesen: Im
Auftrag von und in Zusammenarbeit mit dem Zoll führen die Post oder
Kurierunternehmen (Zollanmelder) jeweils Stichproben (Zollbeschau) bei
Kleinpaketeinfuhren durch. Diese werden als Revisionsgebühr den Endkundinnen und
Endkunden in Rechnung gestellt und erhöhen so den Einfuhrwert der Waren. Gemäss
dem Obwaldner Ständerat führe dieses «umgekehrte Lotto» dazu, dass gewisse, zufällig
ausgewählte Personen CHF 13 berappen müssten. Die Kosten für die Zollbeschau
dürften nach geltendem Gesetz nämlich nicht dem Zoll verrechnet werden, weshalb die
Zollanmelder (insbesondere die Post) diese Kosten dann auf die Endkundinnen und
Endkunden überwälzten. Zudem könne dieser Aufschlag dazu führen, dass die
Abgabefreigrenze überschritten werde und die Empfängerin oder der Empfänger
zusätzlich die Mehrwertsteuer bezahlen müsse, da sich der Warenwert durch die
Überprüfung um diese CHF 13 erhöhe. Der Motionär schlug deshalb vor, dass die
betroffenen Personen einen Pauschalbetrag vom Bund zurückfordern können.
Nachdem sich der Ständerat im März 2016 gegen den Willen des Bundesrates für die
Motion ausgesprochen hatte, nahm der Nationalrat als Zweitrat in der Herbstsession
2016 eine Änderung daran vor. Diese sah vor, dass nicht der Bund für die Kosten
aufkommen soll, sondern die Post dazu gebracht werden soll, dass sie – wie die meisten
anderen Paketdienstleister – die Beschaukosten mit den allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten verrechnet. Damit würden die Kosten auf alle Kundinnen und Kunden
gleichmässig verteilt. Diese Version goutierte auch der Bundesrat, wie Ueli Maurer im
Rat erklärte. Im Februar 2017 überwies der Ständerat die so abgeänderte Motion an den
Bundesrat. 6

MOTION
DATE: 28.02.2017
MARCO ACKERMANN
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Crédit et monnaie

Bourses

Die von Büttiker (fdp, SO) übernommene Motion Merz (fdp, AR), welche verlangt, dass
sich die Effektenhändler im Rahmen der Auskunftspflicht zur Mehrwertsteuer auf das
gleiche Berufsgeheimnis berufen können wie die Banken, fand im Berichtsjahr auch in
der grossen Kammer Zustimmung. 7

MOTION
DATE: 17.03.2005
HANS HIRTER

Finances publiques

Impôts directs

Eine Motion Schmid (svp, BE) (Mo. 98.3330) forderte die Verlagerung von maximal 20%
des Ertrages der direkten Bundessteuer auf die Mehrwertsteuer (MWSt). Dabei sollte
die MWSt um maximal 1,5% ansteigen, die am steilsten verlaufenden Progressionsstufen
gemildert werden, die Soziallasten eine bessere Berücksichtigung finden sowie die
Belastung der Ehepaare gegenüber den Konkubinatspaaren ausgeglichen und der
absolute Effekt des Finanzausgleichs beibehalten werden. Widrig (cvp, SG) unterstützte
die Motion, der er eine mittelstandsfreundliche Tarifstruktur zuschrieb. Auch Cavadini
(fdp, TI) sprach sich für eine Annahme aus, weil seiner Ansicht nach in der Schweiz
immer noch eine zu hohe Belastung durch direkte Steuern herrsche. Jans (sp, ZG)
wehrte sich gegen eine Überweisung; die Motion sei ein Surrogat zur Initiative für eine
Abschaffung der direkten Bundessteuer. Eine Zurücknahme der direkten Bundessteuer
würde ausserdem vor allem oberen Einkommensschichten dienen. Die unteren
Steuerklassen würden dagegen durch erhöhte indirekte Steuern zur Kasse gebeten. Für
Bundesrat Villiger war die Motion mit ihren klaren Vorgaben zu bindend, er hätte sie
deshalb gerne als Postulat überweisen lassen. Gegen den bundesrätlichen Antrag wurde
die Motion mit 75 zu 67 gutgeheissen. Im Ständerat wurde die Motion während der
Herbstsession ebenfalls gutgeheissen. Der Passus über die Milderung der steilsten
Progressionsstufen aber herausgelöst und nur als Postulat überwiesen. Nach Auffassung
der WAK-StR hätte dieser Passus vor allem zu Steuerermässigungen bei hohen
Einkommen geführt. Eine parlamentarische Initiative der WAK-StR (Pa.Iv. 95.423) mit
demselben Ziel wurde auf Antrag der Kommission selbst abgeschrieben. 8

MOTION
DATE: 05.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Eine Motion der Liberalen Fraktion (Mo. 98.3168), die bei jeder weiteren Erhöhung des
Mehrwertsteuersatzes eine gleichzeitige Reduktion der direkten Steuern forderte,
wurde vom Nationalrat mit 95 zu 48 Stimmen als Postulat überwiesen. Das Ziel der
Vorlage ist es, das Verhältnis zwischen direkter und indirekter Besteuerung (CH: 1:4) auf
das europäische Niveau (1:3 oder 1:2) zu bringen. Die SP-Fraktion hatte sich gegen die
Überweisung gewehrt, weil eine Veränderung des Verhältnisses vor allem den oberen
Einkommensschichten zugute kommen würde. 9

MOTION
DATE: 20.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Eine ursprünglich vom damaligen Nationalrat Deiss (cvp, FR) eingereichte Motion zur
Verlagerung von 20 bis 30% der direkten Bundessteuer auf die Mehrwertsteuer fand
im Nationalrat keine Zustimmung. Durch die Revision sollte der Gesamtertrag
unverändert bleiben, die Progression verringert, Verheiratete und Konkubinatspartner
gleich behandelt, die Soziallasten, insbesondere bei Familien mit Kindern, stärker
berücksichtigt sowie der Finanzausgleich im gegenwärtigen Umfang nicht tangiert
werden. 10

MOTION
DATE: 16.03.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Impôts indirects

Im Vernehmlassungsverfahren erregte insbesondere auch die Frage des
Vorsteuerabzuges auf Anlageinvestitionen die Gemüter. Zwei Motionen der FDP (Mo.
93.3576) und der SVP (Mo. 93.3599) hatten Ende 1993 verlangt, den Vorsteuerabzug auf
Investitionen vorzeitig auf den 1. Juli 1994 einzuführen, um einen Investitionsrückstau
zu verhindern. Verschiedene Kantone sowie die Maschinenindustrie baten den
Bundesrat ebenfalls eindringlich um ein Vorziehen des Vorsteuerabzuges. Bundesrat
Stich lehnte ein Vorziehen jedoch mit der Begründung ab, dass dies zu Steuerausfällen
von mindestens CHF 600 Mio. führen würde und der Vollzug der MWSt-Verordnung
aufgrund der beschränkten Ressourcen der Eidgenössischen Steuerverwaltung
womöglich verzögert würde. Er verwies ausserdem auf die stark verbesserten
Konjunkturaussichten. Die Motionen wurden auf Antrag des Bundesrates
abgeschrieben. 11

MOTION
DATE: 06.10.1994
EVA MÜLLER

Eine Motion Schmid (cvp, AI) (Mo. 93.3641), die Wettbewerbsverzerrungen in der
Biersteuer ausmerzen und die in der Europäischen Union bekannte Biersteuerstaffel
einführen wollte, war letztes Jahr vom Ständerat angenommen worden, wurde aber im
Berichtsjahr vom Nationalrat abgelehnt. Eine gleichlautende Motion Tschuppert (fdp,
LU) (Mo. 93.3616) überwies der Nationalrat als Postulat. Er folgte damit dem Bundesrat,
der eine Revision des Biersteuergesetzes in Aussicht stellte, sich aber nicht auf die
Biersteuerstaffel festlegen wollte. 12

MOTION
DATE: 23.03.1995
EVA MÜLLER

Auf dem Motionsweg äusserte Nationalrat Baumberger (cvp, ZH) in zwei Punkten
rechtsstaatliche Bedenken gegenüber der MWSt-Verordnung. Er beanstandete die
Bestimmungen über die solidarische Mithaftung für die MWSt sowie das
Sanktionssystem der MWSt-Verordnung, da diese über das hinausgingen, was im
Rahmen der schweizerischen Rechtsordnung sonst gültig ist. Der Nationalrat überwies
den Vorstoss gegen den Willen des Bundesrates. 13

MOTION
DATE: 12.03.1996
EVA MÜLLER

Der Nationalrat überwies mit 70 zu 60 Stimmen gegen den Widerstand der FDP-
Fraktion eine Motion seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen, die den
Bundesrat ersucht, die aus der Mehrwertsteuer resultierenden
Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, welche die Bahn im grenzüberschreitenden
Verkehr erleidet. 14

MOTION
DATE: 10.12.1998
URS BEER

Beide Räte überwiesen noch in der Frühjahressession Motionen ihrer WA-
Kommissionen (Mo. 99.3012 / Mo. 99.3008) mit deutlichem Mehr. Der Bundesrat wurde
damit beauftragt, eine Anschlusslösung an die dringlichen Massnahmen im Bereich der
Umsatzabgabe vorzubereiten und einen Entwurf für die Änderung des
Stempelsteuergesetzes vorzulegen. Mit einem möglichst geringen Einnahmenausfall soll
die Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Finanzplatzes im Bereich des Umsatzstempels
sichergestellt werden. 15

MOTION
DATE: 15.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Nationalrat überwies eine Motion der FDP-Fraktion, die vom Bundesrat ein Konzept
für eine künftige Inanspruchnahme der Mehrwertsteuer zur Mitfinanzierung der
Sozialversicherungswerke und weiterer Bundesaufgaben verlangte, als Postulat. 16

MOTION
DATE: 17.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die WAK-NR verlangte vom Bundesrat in einer Motion die Abschaffung des
Umsatzstempels in jenen Bereichen des Finanzhaushaltsgeschäftes, die von einer
Abwanderung ins Ausland bedroht sind. Der Bundesrat wollte dem Begehren
entsprechen, wehrte sich aber gegen eine Fristsetzung. Fässler (sp, SG) dagegen
versuchte zu verhindern, dass dem Bund nach dem Dringlichen Bundesbeschluss vom
Vorjahr bereits wieder Mittel zugunsten des Finanzmarktes entzogen werden. Koch (sp,
ZH) drohte gar mit einem Referendum. Bührer (fdp, SH) drängte auf ein rasches
Handeln, weil sonst der Wertpapierhandel kampflos den ausländischen Börsen
überlassen werde. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) disqualifizierte die bestehende
Stempelsteuer als gravierenden Standortnachteil. Bundesrat Villiger gab schliesslich zu
bedenken, dass der Staat auf Transaktionssteuern angewiesen sei. Eine vollständige

MOTION
DATE: 14.06.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Abschaffung ohne Kompensation sei verfrüht. Gegen den Willen des Bundesrates
überwies der Rat die Motion mit 107 zu 58 Stimmen. Auch im Ständerat war die Motion
trotz Gegenstimmen erfolgreich. 17

Bührer (fdp, SH) forderte zudem mit einer Motion die Beseitigung der Umsatzabgabe
bei konzerninternen Umstrukturierungen. Viele Unternehmen hätten im Zuge der
Globalisierung mit einem härteren Wettbewerb zu kämpfen und sähen sich zu
ständigen Strukturanpassungen gezwungen. Der Bundesrat verwies dagegen auf die
Vorbereitung des Fusionsgesetzes, welche auch die Möglichkeit einer allgemeinen
Stempelbefreiung in Betracht ziehe. Mit dem Einverständnis des Motionärs wurde das
Begehren als Postulat überwiesen. 18

MOTION
DATE: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Freiburger Jutzet (sp) schlug die Einführung einer neuen Steuer vor. Er verlangte
vom Bundesrat die Ausarbeitung eines Gesetzes, welches Geldanlagen von nicht in der
Schweiz domizilierten Personen und Gesellschaften mit einer einmaligen
Bundessteuer belegt. Jutzet befürchtete, die Einführung des EURO könnte zu einer
Kapitalflucht in den Schweizer Franken und damit zu einer Aufwertung führen. Dadurch
könnte die Exportindustrie starke Einbussen erleiden und ihre Produktion ins Ausland
verlegen. Der Bundesrat begegnete der Vorlage mit Skepsis. Seiner Meinung nach hätte
eine solche Steuer eine verzerrende und damit effizienzverringernde Wirkung auf die
Volkswirtschaft und könnte relativ leicht umgangen werden. Der Rat folgte dem Antrag
des Bundesrats und lehnte die Motion ab. 19

MOTION
DATE: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Genfer Spielmann (pda) störte sich daran, dass über das Internet durchgeführte
Dienstleistungen von der Mehrwertsteuer kaum erfasst werden können. Er verlangte
vom Bundesrat, den elektronischen Geschäftsverkehr steuerlich stärker zu belasten.
Der Bundesrat entgegnete, er wolle dem virtuellen Handel gegenwärtig keine neuen
Steuern auferlegen, behalte sich dieses Recht allerdings längerfristig zur Sicherstellung
der Staatseinnahmen vor. Ausserdem würden durch ein vorschnelles Eingreifen
jahrelange internationale Harmonisierungsbemühungen in Steuerfragen zunichte
gemacht. Die Koordinationsgruppe Informationsgesellschaft werde aber die Verwaltung
in dieser Frage beraten. Der Rat überwies die Motion als Postulat. 20

MOTION
DATE: 04.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

1998 wurde die Finanzierung von Infrastrukturvorhaben des öffentlichen Verkehrs
durch einen zweckgebundenen Mehrwertsteuerzuschlag (FinöV-Volksinitiative) vom
Volk gutgeheissen. Mit Annahme der neuen Bundesverfassung erhielt der Bundesrat
ausserdem die Kompetenz, die MWSt zugunsten des Alptransit anzuheben. Im
vergangenen Dezember hatte er entschieden, die neuen Mehrwertsteuersätze auf
Anfang Jahr einzuführen. Dagegen opponierte Lustenberger (cvp, LU). Bei kleinen
Unternehmen führe diese schrittweise Anpassung der MWSt zu grossen Mehrkosten. Mit
einer Motion verlangte er, dass die Abrechnung des MWSt deshalb nicht vierteljährlich
sondern wahlweise nur jährlich erfolgen soll. Um Steuerausfällen vorzubeugen, schlug
der Motionär die Einführung von Akontozahlungen auf Basis der Vorjahressteuern vor.
Der Rat überwies die Motion mit 100 zu 62 Stimmen. Ähnliche Anliegen vertraten auch
eine einfache Anfrage Triponez (fdp, BE) (An. 00.1049) und eine Interpellation Spoerry
(fdp, ZH) (In. 00.3085). Sie befürchteten bei einer schrittweisen Einführung der neuen
Mehrwertsteuerprozente ungerechtfertigt hohe Anpassungskosten für die Wirtschaft,
insbesondere im tiefpreisigen Detailhandel 21

MOTION
DATE: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Als Postulat überwiesen wurde eine Motion Kunz (svp, LU) mit dem Ziel, diejenigen
Landwirtschaftsbetriebe, welche nicht MWSt-pflichtig sind, bei
produktionsgebundenen Investitionen von der MWSt zu befreien. 22

MOTION
DATE: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Der Ständerat überwies eine Motion Lustenberger (cvp, LU) aus dem Nationalrat, die für
KMU eine jährliche statt vierteljährliche Abrechnung der MWSt verlangte. Bundesrat
Villiger teilte mit, dass die Botschaft bereits in Bearbeitung sei. 23

MOTION
DATE: 07.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Die kleine Kammer lehnte eine Motion Hofmann (svp, ZH) ab, welche eine erleichterte
Anwendung der Gruppenbesteuerung im Gesundheitswesen verlangt hatte. Gemäss
dem Begehren hätte der Austausch von Leistungserbringern, welche beispielsweise den
Materialeinkauf, die Logistik, den Betrieb der Wäscherei, die technischen Dienste und
die Informatik zusammenlegen und entsprechende Leistungen gemeinsam erbringen,
nicht mehr steuerbar sein sollen. Bundesrat Merz warnte erfolgreich davor, die
Gewährung der Gruppenbesteuerung aufzuweichen, weil Bildungs-, Kultur-, Finanz-
und Kreditorganisationen dann zu Recht ebenfalls eine Gruppenbesteuerung verlangen
könnten. 24

MOTION
DATE: 27.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühlingssession ein Postulat Triponez
(fdp, BE) (Po. 03.3623), welches eine Verringerung und Vereinfachung der offiziellen
Dokumente der Mehrwertsteuerhauptabteilung für KMU-Inhaber verlangt. Ende Juni
gab der Bundesrat eine Änderung des Mehrwertsteuergesetzes in die Vernehmlassung,
welche drei Varianten zur Einführung der jährlichen Abrechnung vorschlägt. Diese
unterscheiden sich vor allem bei der Anzahl der betroffenen Steuerzahler sowie in der
Möglichkeit von Akontozahlungen. Mit Billigung des Bundesrats stimmte die grosse
Kammer in der Wintersession einer Motion der CVP-Fraktion zu, welche den Bundesrat
auffordert, bis 2006 Vorschläge für eine umfassende Revision des
Mehrwertsteuergesetzes vorzulegen. Die Revision soll die MWSt vereinfachen und für
die Anwender verständlicher machen, eine systematische und konsistente Regelung
und Umsetzung vorsehen, um die Rechtssicherheit zu erhöhen und den bürokratischen
Aufwand beim Vollzug abbauen. Um zu raschen Lösungen zu kommen, soll der
Bundesrat aufzeigen, welche Massnahmen ohne Gesetzesrevision resp. im Rahmen
einer vorweggenommenen Teilrevision unverzüglich umgesetzt werden können. 25

MOTION
DATE: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr stimmte der Ständerat oppositionslos einer Motion Hess (fdp, OW) zu,
welche einen reduzierten Mehrwertsteuersatz für Ess- und Trinkwaren verlangt, die im
Rahmen von gastgewerblichen Lieferungen abgegeben werden. Bundesrat Merz
kündigte im Sinne eines Fernziels die Einführung eines Einheitssatzes für die
Mehrwertsteuer an. 26

MOTION
DATE: 14.03.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession überwies die kleine Kammer zwei Motionen ihrer WAK (Mo.
05.3465 und Mo. 05.3466) und eine vom Nationalrat im Vorjahr gebilligte Motion der
CVP-Fraktion (Mo. 04.3495) zur Vereinfachung des Mehrwertsteuergesetzes. Die
Verordnungen zur MWSt umfassen über 2000 Seiten. Mit der Forderung nach dem
Abbau aller 25 Ausnahmen resp. ihrer Befristung auf fünf Jahre und der
Vereinheitlichung der Steuersätze stellte sich das Plenum hinter das Programm des
Bundesrates, der laut Finanzminister Merz im Laufe des Winters eine „ideale“
Mehrwertsteuer in die Vernehmlassung schicken will, wie sie der Bericht „10 Jahre
MWSt“ vorsieht. Zur Diskussion stünden neben der Ausmerzung der Ausnahmen die
Ablösung der drei MWSt-Sätze zwischen 2,4% und 7,6% durch einen Einheitssatz von
ca. 5,5%. 27

MOTION
DATE: 05.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Darbellay (cvp, VS), welche den
grenzüberschreitenden Busverkehr mit dem Eisenbahn- und Luftverkehr in Bezug auf
die Mehrwertsteuer gleich behandeln will. Abgelehnt wurde eine Motion Chevrier (cvp,
VS) (Mo. 04.3405) zur gesonderten Besteuerung von Luxusgütern. Bundesrat Merz
erklärte, dass die Regierung nicht noch einen weiteren Sondersatz wolle. Zudem stelle
sich die Frage der Abgrenzung, was denn Luxusgüter überhaupt seien. Ebenfalls keine
Chance hatte eine Motion der Grünen Fraktion (Mo. 04.3185), welche eine Erhöhung
des Anteils am Mehrwertsteuerertrag, der zugunsten unterer Einkommensschichten
verwendet werden muss (z.B. Krankenkassenprämienverbilligung) von 5% auf 10%
verlangt hatte. 28

MOTION
DATE: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Im Berichtsjahr stimmten die Räte insgesamt elf Motionen zur Vereinfachung der
Mehrwertsteuer und zur Vereinheitlichung der Steuersätze zu: Der Nationalrat
überwies zwei von der kleinen Kammer im Vorjahr gebilligte Vorstösse der WAK-SR (Mo.
05.3465 und Mo. 05.3466), je zwei Motionen der Fraktionen der CVP (Mo. 05.3798 und
Mo. 05.3800), der SVP (Mo. 05.3147 und Mo. 05.3302) und von Philipp Müller (fdp, AG)
(Mo. 06.3261 und Mo. 06.3262)  sowie je eine Motion Schlüer (svp, ZH) (Mo. 04.3338)
und Triponez (fdp, BE) (Mo. 03.3622), der Ständerat eine Motion Frick (cvp, SZ) (Mo.
05.3813); ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat Gutzwiller (fdp, ZH) (Po. 06.3376) zur
Mehrwertsteuerproblematik bei Subventionen. Die Vorstösse forderten u.a. eine
Befristung der Ausnahmen von der Mehrwertsteuer auf fünf Jahre, eine Vereinfachung
der Deklaration (u.a. Massnahmen, damit die Mehrwertsteuerabrechnung möglichst
rasch elektronisch eingereicht werden kann; anwendungsfreundliche Publikation aller
Instruktionen und Entscheide auf Internet; konsequente Umsetzung der Systematik),
vorteilhaftere Saldosteuersätze bei der vereinfachten Abrechnungsmethode, raschere
Auskunft der Eidg. Steuerverwaltung auf schriftliche Anfragen zu den
mehrwertsteuerlichen Konsequenzen von konkret umschriebenen Sachverhalten, mehr
Rechtssicherheit in der Mehrwertsteuer (formeller Entscheid nach jeder
Mehrwertsteuerrevision, gleich lange Spiesse im Revisions- und im
Einspracheverfahren, uneingeschränkte Respektierung der Rechte der Angeschuldigten
im Verwaltungsstrafverfahren) sowie Genehmigung der Weisungen der
Mehrwertsteuerbehörden durch den Vorsteher des EFD, um Gleichheit herzustellen mit
anderen von der Regierung erlassenen Verordnungen. Bundesrat Merz betrachtete die
Vorstösse als Rückenwind und Ermunterung für die laufenden Arbeiten. 29

MOTION
DATE: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion der SP setzte sich dafür ein, dass die Reform der Mehrwertsteuer
sozialverträglich ausgestaltet wird. Die Entlastung von Unternehmen und Verwaltung
solle nicht von Haushalten mit tiefen und mittleren Einkommen finanziert werden.
Dieser Meinung waren auch der Bundesrat und der Nationalrat, welche die Motion
annahmen. 30

MOTION
DATE: 23.03.2007
LINDA ROHRER

Auch in diesem Jahr stimmten die Räte zahlreichen Motionen zur Vereinfachung der
Mehrwertsteuer und zur Vereinheitlichung der Steuersätze zu. Der Nationalrat
überwies eine Motion der CVP, welche eine Verkürzung der Verjährungsdauer im
Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer verankern wollte. Mit einer solchen könne das
Risiko für den Unternehmer, aufgrund ihm nicht bekannter Regelungen nicht
überwälzbare Steuern nachzahlen zu müssen, verkleinert werden und damit werde
seine Rechtssicherheit vergrössert. Die absolute Verjährungsfrist soll bei fünfzehn
Jahren bleiben. Auch eine Motion der FDP (Mo. 05.3741), welche bei der anstehenden
Revision des Mehrwertsteuergesetzes die Steuererhebung in den Bereichen
Rechtssicherheit und Verfahrensgerechtigkeit verbessern möchte, nahm der
Nationalrat an. Die FDP kritisiert mit dieser Motion, dass der Steuerpflichtige an die
abgegebene Quartalsabrechnung gebunden sei und bei einem Fehler den objektiven
Straftatbestand der Steuerhinterziehung verwirklicht habe. Die Verwaltung könne
jederzeit auf die Abrechnungen zurückkommen und der Steuerpflichtige geniesse erst
Rechtssicherheit, wenn die Verjährungsfrist von fünf Jahren abgelaufen sei. Diese Frist
könne allerdings durch die Verwaltung mit einfachsten Mitteln unterbrochen werden.
Eine Motion Leutenegger (fdp, ZH) (Mo. 05.3795) setzte sich für eine grundsätzliche
Vereinfachung der Verwaltung der Mehrwertsteuer ein und wurde ebenfalls
überwiesen. Eine Motion Müller (fdp, AG) (Mo. 05.3743) wollte, dass die
Mehrwertsteuerverwaltung keine Nachbelastungen allein gestützt auf formelle Mängel
vornimmt, wenn sie erkennen kann, dass durch den formellen Mangel beim Bund kein
Steuerausfall entstanden ist. Eine letzte Motion in diesem Bereich von Nationalrat
Darbellay (cvp, VS) (Mo. 06.3873) verlangte, dass bei der Revision des
Mehrwertsteuergesetzes die Steuerausnahme in Artikel 18 für Sportvereine und
sportliche Anlässe beibehalten bleibt. Auch diese beiden Vorstösse fanden im
Nationalrat eine Mehrheit. 31

MOTION
DATE: 01.10.2007
LINDA ROHRER
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In Bezug auf den Vorsteuerabzug bei der Mehrwertsteuer reichte der Nationalrat Imfeld
(cvp, OW) zwei Motionen ein. Während die eine verlangt, dass Start-up-
Unternehmungen, die sich durch staatliche Zuschüsse oder private Schenkungen
finanzieren, zum vollumfänglichen Vorsteuerabzug berechtigt werden, will die zweite
Motion (Mo. 06.3733), dass ein Unternehmer auch dann als vorsteuerabzugsberechtigt
angesehen wird, wenn sachlich und zeitlich kein unmittelbarer Zusammenhang
zwischen den steuerbaren Eingangs- und Ausgangsumsätzen besteht. Der Nationalrat
nahm beide Motionen an. 32

MOTION
DATE: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Sowohl eine Motion der SVP als auch eine Motion Jenny (svp, GL) (Mo. 07.3480) wollten
die Mehrwertsteuer per 1. Januar 2010 um ein Prozent senken unter der Bedingung,
dass bis dahin die Schulden des Bundes jährlich um 3 Mia Fr. gesenkt werden. Der
Bundesrat lehnte beide Motionen entscheiden ab, da einerseits der hohe Überschuss
im Jahr 2006 sowie die vorgesehenen Überschüsse 2008-2011 nicht für die
Finanzierung neuer Vorhaben zur Verfügung stehen und andererseits die Forderung
nach einer Steuersenkung bei der Mehrwertsteuer nicht der Steuerstrategie des
Bundesrates entspricht, welche darauf abzielt, dort steuerliche Erleichterungen
vorzunehmen, wo der positive Einfluss auf Wachstum und Arbeitsplätze am grössten ist.
Die Motion Jenny wurde im Ständerat und die Motion der SVP Fraktion im Nationalrat
deutlich abgelehnt. 33

MOTION
DATE: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion Steiner (fdp, SO) angenommen, welche
analog der jährlichen Erhebung "Steuerbelastung in der Schweiz" verlangte, parallel
dazu sei auch eine Aufstellung "Gebührenbelastung in der Schweiz" vorzunehmen und
zu publizieren. Der Bundesrat hatte Ablehnung der Motion beantragt, weil eine
einheitliche Basis zur Schätzung der Höhe der Belastung durch Gebühren und Abgaben
nicht möglich sei, da diese je nach Individuum, Kanton und Gemeinde anders seien. Die
Entwicklung der Belastung durch Gebühren könne zudem bereits heute aus
vorhandenen Statistiken des EFD abgelesen werden. Trotz dieser Gegenargumente
nahm der Ständerat die Motion diskussionslos ebenfalls an. 34

MOTION
DATE: 05.03.2008
MARIANNE BENTELI

Bereits im Jahr 2007 hatte der Nationalrat eine Motion Studer (evp, AG) überwiesen, die
eine ökologische Steuerreform forderte. Dabei ging es konkret darum, dass der Bund
auf nicht erneuerbare Energien eine Abgabe erhebt und dieses Geld zur Senkung der
Steuerbelastung auf Arbeit verwendet. Der Ständerat befasste sich im Berichtsjahr mit
der Motion und folgte ihr mit der Änderung, dass prinzipiell ein Bericht über die
Wirksamkeit bestehender Rahmenbedingungen für den nachhaltigen Umgang mit
natürlichen Ressourcen gefordert wird sowie der Bundesrat beauftragt wird, eine
Vorlage zu unterbreiten, welche diese Rahmenbedingungen verbessert und auch
Elemente einer aufkommensneutralen Ökologisierung des Steuersystems enthält. 35

MOTION
DATE: 27.05.2009
NATHALIE GIGER

Im Anschluss an die Debatte über die Reform der Mehrwertsteuer waren im Ständerat
eine Reihe von Motionen aus dem bürgerlichen Lager traktandiert, die alle auch
kleinere Anpassungen bei der Mehrwertsteuer vorschlugen (Triponez, Mo. 03.3622;
Schlüer, Mo. 04.3338; FDP-Fraktion,Mo. 05.3741; SVP-Fraktion, Mo. 05.3147 und Mo.
05.3302; Müller, Mo. 05.3743, Mo. 06.3261, Mo. 06.3262 und Mo. 08.3864;
Leutenegger, Mo. 05.3795; CVP-Fraktion, Mo. 05.3799, Mo. 05.3798 und Mo. 05.3800;
Darbellay, Mo. 06.3122). Sie wurden alle diskussionslos abgelehnt, da ihre Anliegen in
die Reformvorlage aufgenommen worden waren. 36

MOTION
DATE: 02.06.2009
NATHALIE GIGER

Der Nationalrat behandelte die aus dem Jahr 2007 stammende Motion Studer (evp, AG),
die eine ökologische Steuerreform fordert. Konkret verlangt die Motion, dass der Bund
auf nicht erneuerbare Energien eine Abgabe erhebt und dieses Geld zur Senkung der
Steuerbelastung auf Arbeit verwendet. Der Ständerat hatte die Motion im Vorjahr mit
der Änderung überwiesen, dass vom Bundesrat ein Bericht über die Wirksamkeit
bestehender Rahmenbedingungen für den nachhaltigen Umgang mit natürlichen
Ressourcen gefordert wird. Weiter wird der Bundesrat aufgefordert, dem Parlament
eine Vorlage zu unterbreiten, welche diese Rahmenbedingungen verbessert und auch
Elemente einer aufkommensneutralen Ökologisierung des Steuersystems enthält. Der
Nationalrat stimmte der Neufassung der Motion ebenfalls zu. 37

MOTION
DATE: 15.03.2010
NATHALIE GIGER
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Beide Räte überwiesen eine Motion Briner (fdp, SH), die verlangt, die Regelung zur
Rückerstattung der Mehrwertsteuer bei der Ausfuhr zu vereinfachen. Der
Personalabbau an den Grenzen erschwere das bisherige Abstempeln stark und eine
Neuregelung sei auch zur Stärkung des Tourismuslandes Schweiz nötig. Auch der
Bundesrat plädierte für die Annahme der Motion und erklärte, dass der
Handlungsbedarf erkannt sei . 38

MOTION
DATE: 16.09.2010
NATHALIE GIGER

Der Ständerat hiess in der Frühjahrssession eine bereits im Oktober 2005 eingereichte
und im Jahre 2007 durch den Nationalrat angenommene Motion der
sozialdemokratischen Fraktion gut. Der Bundesrat wurde damit beauftragt, die Reform
der Mehrwertsteuer sozialverträglich auszugestalten. 39

MOTION
DATE: 14.03.2011
LAURENT BERNHARD

Gegen den Antrag des Bundesrates überwiesen beide Parlamentskammern eine Motion
Hess (fdp, OW), welche eine Streichung des Artikels 89 Absatz 5 des
Mehrwertsteuergesetzes forderte. Dieser erlaubt es der Steuerverwaltung, ihre
Mehrwertsteuerforderungen gegenüber Erben unabhängig davon geltend zu machen,
ob sie in öffentlichen Inventaren oder auf Rechnungsrufe eingegeben wurden. Nach
dem Willen des Motionärs soll dieses Privileg der Steuerverwaltung beseitigt werden.
Wie die anderen Gläubiger soll sie ihre Forderungen im Rahmen des öffentlichen
Inventars stellen. 40

MOTION
DATE: 21.12.2011
LAURENT BERNHARD

Im Zusammenhang mit den parlamentarischen Beratungen über das Zwei-Satz-Modell
überwiesen die eidgenössischen Räte eine Motion der nationalrätlichen Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die den Bundesrat im Rahmen einer kleinen
Revision mit einer Reihe von Anpassungen des Mehrwertsteuergesetzes beauftragte.
Im Vordergrund standen dabei der Praxisnachvollzug und die Mehrwertsteuer-
Befreiung von Gönnerbeiträgen an gemeinnützige Organisationen sowie von
Massnahmen zur Berufsunfallverhütung. 41

MOTION
DATE: 23.09.2013
LAURENT BERNHARD

Das Parlament überwies eine Motion Cassis (fdp, TI), die verlangte, dass der
Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) für eine verbesserte Identifikation von
mehrwertsteuerpflichtigen Unternehmen aus dem Ausland die Daten aus dem Online-
Meldeverfahren der aus der Europäischen Union (EU) in die Schweiz entsandten
Arbeitnehmenden zur Verfügung stehen sollten. Hintergrund dieses Vorstosses bildete
die Schwierigkeit, die Mehrwertsteuer für Lieferungen von jenen ausländischen
Unternehmen in die Schweiz zu erheben, die nicht im Steuerregister eingetragen
waren. 42

MOTION
DATE: 10.12.2013
LAURENT BERNHARD

Im Rahmen seiner Botschaft für eine Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes schlug
der Bundesrat im Februar 2015 vor, die Motion Cassis (fdp, TI) für eine verbesserte
Identifikation von mehrwertsteuerpflichtigen Unternehmen aus dem Ausland
abzuschreiben. Die Teilrevision schaffe die gesetzlichen Grundlagen zur geforderten
Reduktion der mehrwertsteuerbedingten Wettbewerbsverzerrungen in den
Grenzregionen, zudem würden bereits seit Anfang 2015 Daten des Online-
Meldeverfahrens und des Zentralen Migrationsinformationssystems (ZEMIS) zur
Durchsetzung der Steuerpflicht ausländischer Unternehmen verwendet, begründete er
den Antrag. Stillschweigend stimmten Nationalrat und Ständerat im Herbst 2015
respektive Frühjahr 2016 der Abschreibung zu. 43

MOTION
DATE: 03.03.2016
ANJA HEIDELBERGER

Im Rahmen der Behandlung der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes schrieben
National- und Ständerat in der Herbstsession 2015 respektive der Frühjahrssession
2016 die Motion der WAK-NR für eine Reihe kleinerer Anpassungen des
Mehrwertsteuergesetzes ab, nachdem der Bundesrat die verlangten Änderungen in der
entsprechenden Mehrwertsteuerrevision beantragt hatte. 44

MOTION
DATE: 03.03.2016
ANJA HEIDELBERGER
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„Keine Mehrwertsteuer auf subventionierten Aufgaben" beantragte eine Motion der
WAK-SR. Die Motion sah vor, dass vom Gemeinwesen ausgerichtete Subventionen zur
Erfüllung gesetzlicher Aufgaben, zum Beispiel die Pflege von Schutzwäldern, von der
Mehrwertsteuerpflicht ausgenommen werden sollen. Mit der Erfüllung dieser Aufgaben,
für welche die Kantone respektive Gemeinden Subventionen erhalten, können diese
auch Private betrauen. Ob diese mehrwertsteuerpflichtig sind, hängt – wie Stefan
Engler (cvp, GR) während der Behandlung im Ständerat erklärte – davon ab, ob ein
steuerbares Leistungsverhältnis oder eine nichtsteuerbare Subvention vorliegt, ob sich
eine Dienststelle eines Kantons oder einer Gemeinde als autonome Dienststelle
qualifiziert und ob es sich um eine hoheitliche Tätigkeit eines Gemeinwesens oder um
eine unternehmerische Tätigkeit handelt. In der Praxis lässt das Mehrwertsteuergesetz
zur Beantwortung dieser Fragen viel Ermessensspielraum offen und schafft damit
entsprechende Unsicherheiten für die Empfänger von Finanzhilfen und Subventionen
sowie für die Bundesämter. Entsprechend solle der Gesetzgeber eine klare Abgrenzung
vornehmen, so dass diese nicht durch die Praxis der eidgenössischen Steuerverwaltung
oder durch einen Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zustande kommen müsse.
Diese Problematik war zwar bereits im Rahmen der letzten Revision des
Mehrwertsteuergesetzes diskutiert worden, der Überarbeitungsbedarf war aber als so
grundlegend erachtet worden, dass damals darauf verzichtet worden war, der
bestehenden Revision eine entsprechende Ergänzung hinzuzufügen. 

Sowohl der Bundesrat als auch die WAK-NR sprachen sich für eine Annahme der Motion
aus, wiesen jedoch gleichermassen darauf hin, dass das neue Gesetz Gemeinwesen
gegenüber privaten Anbietern nicht privilegieren dürfe. Eine Minderheit der WAK-NR
beantragte die Ablehnung der Motion – nicht, weil sie keinen Revisionsbedarf sah,
sondern weil sie einerseits darauf bestand, dass möglichst viele Aufgaben vom
Privatsektor übernommen werden sollen, und sie andererseits bezweifelte, dass die
Regelung genügend präzise formuliert werden könne, damit eine Diskriminierung der
Privaten gegenüber den Gemeinwesen tatsächlich verhindert werden könne. So sei es
beinahe unumgänglich, dass eine entsprechende Revision Gemeinden erlauben würde,
anderen Gemeinden ihre Dienste mehrwertsteuerbefreit anzubieten, während Private
für dieselben Tätigkeiten mehrwertsteuerpflichtig wären. Nachdem die Motion vom
Ständerat ohne Gegenantrag angenommen worden war, folgte der Nationalrat der
Mehrheit der WAK-NR mit 120 zu 42 Stimmen bei 10 Enthaltungen und sprach sich
ebenfalls für die Motion aus. Nun liegt es an Bundesrat Maurer, die Revision wie
versprochen sofort anzugehen und sie noch im Jahr 2017 in die Vernehmlassung zu
schicken. 45

MOTION
DATE: 15.06.2016
ANJA HEIDELBERGER

Um bestehende Einnahmelücken bei der Mehrwertsteuer im grenzüberschreitenden
Einkaufsverkehr zu schliessen, wollte Peter Hegglin (cvp, ZG) im Juni 2017 den
Bundesrat beauftragen, mit den Nachbarstaaten diesbezüglich Regelungen zu
definieren. Zum Beispiel sollte die Mehrwertsteuer aus dem Nachbarstaat und der
Schweiz beim Grenzübertritt miteinander verrechnet und nur die Differenz
zurückerstattet werden oder die Staaten sollten auf Mehrwertsteuerrückerstattungen
verzichten und stattdessen die entsprechende Summe direkt dem Nachbarstaat
überweisen. In der Begründung seines Vorstosses betonte Hegglin, dass dem Staat
durch Schweizer Einkaufstouristen zwischen CHF 600 Mio. und 1 Mrd. an Steuern und
Gebühren entgingen. Dadurch umgingen die Einkaufstouristen teilweise ihren Beitrag
zur Finanzierung des staatlichen Dienstleistungsangebots der Schweiz, das sie trotzdem
nützten. Der Bundesrat erachtete die Vorschläge des Motionärs als problematisch:
Einerseits würde nicht die Zollverwaltung, sondern die Verkäufer oder private
Dienstleistungsunternehmen die Mehrwertsteuer zurückerstatten. Andererseits müsste
die Schweiz, wenn die Mehrwertsteuer direkt an die Nachbarstaaten überwiesen
werden sollte, die Differenz zu den höheren Mehrwertsteuern in den Nachbarstaaten
erheben; keine Regelung gäbe es zudem für alle übrigen Staaten. Problematisch sei für
eine solche Lösung auch die Zugehörigkeit der Nachbarstaaten zur europäischen
Zollunion. Die Höhe des Steuerausfalls könne der Bundesrat überdies nicht beziffern,
dazu sei jedoch ein Bericht zu einem Postulat der FK-NR in Arbeit. Folglich empfahl der
Bundesrat die Motion zur Ablehnung. 

In der Herbstsession 2018 behandelte der Ständerat die Motion und gab einem
Ordnungsantrag Noser (fdp, ZH) Folge. Dieser hatte eine Zuweisung an die WAK-SR
beantragt, da diese in Kürze bereits die Motion Hösli (svp, GL; Mo. 17.3131) vorberate
und in diesem Rahmen gleich beide Vorstösse diskutieren könne. 46
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Das Mehrwertsteuergesetz sieht die sogenannte 70/30-Prozent-Regel vor, die es
erlaubt, eine Leistungs- oder Produktkombination – zum Beispiel eine Bahnfahrt, eine
Hotelübernachtung und einen Skipass – zu einem reduzierten Mehrwertsteuersatz (von
2.5 oder 3.7 Prozent) anzubieten, wenn mindestens 70 Prozent der Leistungen der
Kombination dem reduzierten Mehrwertsteuersatz unterliegen. Weil jedoch die
verbleibenden 30 Prozent wertmässig schnell überschritten würden, reichte Stefan
Engler (cvp, GR) im März 2018 eine Motion «Mehrwertsteuer-Vereinfachung bei
Packages» ein, wonach die bestehende Regel durch eine 55/45-Prozent-Regel ersetzt
werden soll. Neu müssten demnach nur noch 55 Prozent der Leistungen dem
reduzierten Satz unterliegen. Die neue Regel vergrössere die Flexibilität der
Unternehmen, erklärte der Motionär; dadurch könne die «Wettbewerbsfähigkeit
entlang der gesamten Wertschöpfungskette» gesteigert werden, wodurch die daraus
entstehenden Steuerausfälle kompensiert würden.
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung: Bei der 70/30-Prozent-Regel stünde
die Vereinfachung der Mehrwertsteuerabrechnung im Zentrum, eine 55/45-Prozent-
Regel würde jedoch primär der Steuerersparnis dienen, erklärte er. Profitieren würde
vor allem die Hotellerie, die jedoch heute bereits grosszügig behandelt werde. Diese
«versteckte Mehrwertsteuerreduktion» hätte für Branchen, die kaum solche
Leistungskombinationen nutzen könnten, einen Wettbewerbsnachteil zur Folge,
argumentierte der Bundesrat weiter. In der Ständeratsdebatte präzisierte
Finanzminister Maurer die bundesrätliche Argumentation: Mit einer geschätzten
Reduktion der Mehrwertsteuereinnahmen im tiefen zweistelligen Millionenbereich gehe
man nicht von grossen finanziellen Folgen aus, somit seien nicht primär finanzpolitische
Überlegungen ausschlaggebend für die ablehnende Haltung des Bundesrates. Hingegen
setze sich der Bundesrat für eine grösstmögliche Gleichbehandlung von
Leistungsbeziehenden ein. Die Argumentation überzeugte jedoch den Ständerat nicht;
mit 25 zu 18 Stimmen (bei einer Enthaltung) nahm er die Motion an. 47

MOTION
DATE: 12.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Sommer 2018 reichte Beat Vonlanthen (cvp, FR) eine Motion für eine
«Mehrwertsteuerpflicht von Online-Plattformen bei Verkäufen aus dem Ausland in
die Schweiz» ein. Dadurch sollen Mehrwertsteuerausfälle verhindert und faire
Bedingungen für die einheimischen Anbieter geschaffen werden. Denn trotz der Anfang
2019 in Kraft getretenen Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes würden die jährlichen
Mehrwertsteuerausfälle gemäss dem Motionär noch immer auf rund CHF 100 Mio.
geschätzt. So würden Versandplattformen zum Beispiel ihre Produkte unter dem
Namen von Marktplatzteilnehmern als Unterlieferanten versenden, wodurch sie nur als
Vermittler gälten und selbst nicht mehrwertsteuerpflichtig seien. Wie andere Staaten
müsse folglich auch die Schweiz hier handeln. Obwohl das EFD diesbezüglich bereits
eine Arbeitsgruppe eingesetzt hatte, solle die Motion als «zielgerichtete Unterstützung»
des Bundesrates angenommen werden. 
In der Herbstsession 2018 behandelte der Ständerat die Motion. Finanzminister Ueli
Maurer betonte, dass das EFD daran sei, eine Möglichkeit auszuarbeiten, wie die
Plattformen und nicht die Unterlieferanten, welche die Pakete letztlich lieferten,
besteuert werden könnten. Dies setze aber auch eine einfache EDV-Lösung voraus. Im
Namen des Bundesrates empfahl er die Motion zur Annahme, was der Rat in der Folge
stillschweigend tat. 48

MOTION
DATE: 24.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Eine Korrektur der Änderung des Mehrwertsteuergesetzes bezüglich der
Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators forderte Hans Stöckli (sp, BE) im
Dezember 2018 in einer Motion. Per Anfang 2018 sei die Besteuerung ausländischer
Unternehmen geändert worden, wovon insbesondere grenznahe Unternehmen im
Bauhaupt- und -nebengewerbe betroffen waren. Dadurch müssten nun aber auch
ausländische Tour Operators, die in ihrem eigenen Namen Schweizer Leistungen wie
Übernachtungen und Gastronomie einkauften und darum für den Schweizer Tourismus
wichtig seien, auf ihrem gesamten erwirtschafteten Umsatz Mehrwertsteuern bezahlen,
nicht mehr nur wie bisher auf dem in der Schweiz erwirtschafteten Umsatz. Bei kleinem
Umsatz in der Schweiz überschritten Steuern und Regulierungskosten dadurch häufig
die Marge, so dass sie sich aus dem  Geschäft in der Schweiz zurückzögen. Für die Tour
Operators solle daher wieder auf die frühere Regelung zurückgegriffen werden, zumal
Veranstalter mit bedeutenden Aktivitäten in der Schweiz sowieso der Steuerpflicht für
Schweizer Unternehmer unterlägen.
Der Bundesrat präzisierte den Inhalt der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes:
Noch immer seien die Unternehmen nur auf dem in der Schweiz erwirtschafteten
Umsatz mehrwertsteuerpflichtig, jedoch seien seit Anfang 2018 alle Unternehmen
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bereits ab einem Franken Umsatz, nicht mehr erst ab CHF 100'000 Umsatz
steuerpflichtig, sofern ihr Umsatz weltweit CHF 100'000 übersteige. Dadurch sollen in-
und ausländische Unternehmen gleich behandelt werden; bisher seien ausländische
Tour Operators gegenüber denjenigen in der Schweiz bevorteilt gewesen. Der
Bundesrat verwies zudem auf die neue Kombinationsregelung, welche neu für In- und
Ausland-Kombinationen gelte: Werden 70 Prozent der Leistungen einer
Leistungskombination im Ausland erbracht, sei die entsprechende Kombination nicht
mehrwertsteuerpflichtig. 

In der Frühjahrssession 2019 folgte der Ständerat einem Ordnungsantrag Noser (fdp,
ZH) und wies die Motion der WAK-SR zur Vorberatung zu. Dort soll die Motion
zusammen mit Massnahmen gegen den Einkaufstourismus behandelt werden. 49

Im März 2019 entschied sich auch der Nationalrat stillschweigend für die Annahme der
Motion Vonlanthen (cvp, FR), die eine «Mehrwertsteuerpflicht von Online-Plattformen
bei Verkäufen aus dem Ausland in die Schweiz» verlangte. Zuvor hatte sich bereits die
WAK-NR einstimmig für eine solche Regelung ausgesprochen. 50

MOTION
DATE: 13.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im Oktober 2018 beriet die WAK-NR die Motion Engler (cvp, GR) mit der Forderung nach
einer Mehrwertsteuer-Vereinfachung bei Packages. Konkret ging es darum, die 70/30-
Regel durch eine 55/45-Prozent-Regel zu ersetzen: Neu sollte also ein ganzes Package
zum reduzierten Mehrwertsteuertarif verkauft werden können, wenn 55 Prozent der
Leistungen dem reduzierten Satz unterliegen. Die Kommission beantragte ihrem Rat mit
11 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen eine Änderung der Motion: Um zu verhindern, dass
solche Packages zum Beispiel im Onlinehandel durch ausländische Firmen Verwendung
finden, sollen für die Mehrwertsteuer-Vereinfachung nur Leistungen berücksichtigt
werden können, die in der Schweiz erbracht werden. Eine Kommissionsminderheit
Birrer-Heimo (sp, LU) lehnte die Motion jedoch trotz dieser Änderung ab und stellte
einen entsprechenden Minderheitsantrag, da sie befürchtete, dass eine Erleichterung
der Möglichkeiten für Packages zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte. 
Der Einschätzung der Minderheit pflichtete auch Finanzminister Maurer bei, als er
hinter dem Mehrheitsantrag eine «versteckte Subventionierung, insbesondere der
Tourismusbranche» vermutete. Er betonte noch einmal, dass der Bundesrat die Motion
ablehne, da dadurch verschiedene Personen für dieselbe Leistung unterschiedliche
Preise bezahlen müssten. Dennoch nahm die grosse Kammer die abgeänderte Motion
mit 126 zu 54 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 51

MOTION
DATE: 13.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Für eine Beseitigung der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen bei der
Mehrwertsteuer setzte sich Pierre-André Page (svp, FR) in seiner Motion ein. Aktuell
sind «für sportliche Anlässe verlangte Entgelte», zum Beispiel Startgelder, von der
Mehrwertsteuer ausgenommen, während bei kulturellen Anlässen Teilnahmegebühren
von aktiven Teilnehmerinnen und Teilnehmern (zum Beispiel Teilnehmende an
Musikwettbewerben), nicht aber vom Publikum entrichtete Entgelte wie
Eintrittsgebühren, mehrwertsteuerpflichtig sind. Zukünftig sollen nach Ansicht des
Motionärs kulturelle und sportliche Anlässe steuerlich gleich behandelt werden, wobei
er nicht definierte, wie dies zu geschehen habe. 
Der Bundesrat begründete den Unterschied in der Mehrwertsteuer zwischen den zwei
Bereichen mit der Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und im
Sozialbereich» vom 23. Mai 1995. Deren Anliegen waren teilweise in die folgende
Mehrwertsteuerreform aufgenommen worden, so dass die Initianten in der Folge
zurückgezogen worden war. Zusätzliche Steuerausnahmen für Kunstanlässe würden nun
aber nicht zu einer Verringerung, sondern verglichen mit allen übrigen steuerpflichtigen
Bereichen insgesamt zu einem Anstieg der rechtsungleichen Behandlung führen.
Deshalb empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung. 
Der Nationalrat entschied sich dennoch mit 161 zu 21 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) für
Annahme des Vorstosses, ablehnend votierten lediglich die Mehrheit der FDP-Fraktion
und ein Mitglied der GLP-Fraktion. 52
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Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019
eine Motion von Jacques-André Maire (sp, NE) für einen reduzierten
Mehrwertsteuersatz für Damenhygieneartikel an. Der Motionär verlangte damit, dass
die «paradoxe und befremdliche Regelung», gemäss der Damenhygieneartikel wie
Tampons, Binden und Slip-Einlagen zum Normaltarif von 7.7 Prozent besteuert werden,
geändert wird. Eine Unterstellung unter den reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2.5
Prozent würde die Gesamteinnahmen der Mehrwertsteuer lediglich um CHF 10 bis 15
Mio. oder um 0.5 Promille verringern, rechnete der Motionär in seiner Begründung vor.
Damit reagierte Maire auf die Ablehnung seiner 2016 eingereichten Motion (Mo.
16.4061), mit der er damals «grundlegende Hygieneartikel» wie Tampons und Binden,
aber auch WC-Papier oder Seife dem reduzierten Mehrwertsteuersatz unterstellen
wollte. Damals hatte der Bundesrat seine Empfehlung auf Ablehnung unter anderem mit
den zu hohen Kosten und der unklaren Abgrenzung von «grundlegenden
Hygieneprodukten» begründet. Das Argument der Diskriminierung der Frauen hatte er
damals damit bestritten, dass keine Diskriminierung vorliege, wenn nur ein Teil der
Bevölkerung ein Produkt benötige – genauso wie zum Beispiel auch Brillenträger von
der Mehrwertsteuer nicht diskriminiert würden.
Ähnlich wie bei der sogenannten «Pink Tax» oder beim «Gender Pricing», also dem
Aufpreis, der bei Produkten anfällt, die grossmehrheitlich von Frauen gekauft werden,
finden sich auch bei der Mehrwertsteuer zahlreiche Beispiele, bei denen Produkte für
Frauen höher besteuert werden als Produkte für Männer oder neutrale Produkte; ein
prominentes Beispiel ist Viagra, das dem reduzierten Steuersatz von 2.5 Prozent
unterstellt ist, wie verschiedene Medien berichteten. In den letzten Jahren wurden
diese Unterschiede in der Mehrwertsteuer in zahlreichen Staaten bekämpft. 53

MOTION
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Eine Verringerung des Aufwandes von KMU bezweckte Lorenz Hess (bdp, BE) mit seiner
Motion für eine halbjährliche Abrechnung der Mehrwertsteuer auch für die effektive
Abrechnungsmethode zu erreichen. Aktuell muss die Mehrwertsteuerabrechnung
anhand der effektiven Abrechnungsmethode vierteljährlich, mit den alternativen
Saldosteuersätzen jedoch nur halbjährlich vorgenommen werden. Eine halbjährliche
Abrechnung bei der effektiven Abrechnungsmethode reduziere den bürokratischen
Aufwand von zwei Dritteln aller KMU, erklärte der Motionär. 
Dieser Darstellung widersprach der Bundesrat: Für Unternehmen mit
Vorsteuerüberschüssen – und solche hätten 2015 und 2016 mindestens die Hälfte aller
entsprechenden Unternehmen mindestens einmal aufgewiesen – sei eine
vierteljährliche Abrechnung aus Liquiditätsgründen attraktiver. Aufwendig für die
Unternehmen sei denn auch die Anwendung der Mehrwertsteuer im täglichen
Geschäftsverkehr, nicht in erster Linie die Mehrwertsteuerabrechnung, wie auch eine
Studie der PWC gezeigt habe. 
Diese Argumente überzeugten den Nationalrat jedoch nicht; er nahm die Motion in der
Sommersession 2019 mit 127 zu 62 Stimmen an. 54

MOTION
DATE: 12.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Ohne grosse Umschweife entschied sich der Ständerat in der Herbstsession 2019 in
Übereinstimmung mit einer ähnlich knappen Erklärung der WAK-SR – jedoch
ausdrücklich ohne den Segen des Finanzministers – dafür, der Motion Page (svp, FR) für
eine Beseitigung der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen bei der
Mehrwertsteuer zuzustimmen und damit eine neue Ausnahme im
Mehrwertsteuergesetz zu schaffen. 55

MOTION
DATE: 18.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

Régime financier et dépenses

Nach Annahme der Mehrwertsteuervorlage reichten die Fraktionen der FDP (Mo.
93.3576) und der SVP (Mo. 93.3599) sowie Nationalrat Oehler (cvp, SG) (Mo. 93.3577) je
eine Motion ein, die verlangen, schon ab Mitte des Jahres 1994, also vor Inkrafttreten
des neuen Steuersystems, den sogenannten Vorsteuerabzug für Investitionsgüter zu
gewähren, um einen Investitionsstau zu verhindern und die Konjunktur zu beleben. 56
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Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-invalidité (AI)

Der Ständerat hielt bei Artikel 196 an einer proportionalen Erhöhung der MWSt fest,
allerdings wollte er sie nicht ganz so stark anheben, wie er noch im Dezember 2007
beschlossen hatte. Er folgte dem Antrag seiner Kommission, den Normalsatz um 0,4 auf
8%, den reduzierten Satz um 0,1 auf 2,5% und den Sondersatz für
Beherbergungsleistungen um 0,2 auf 3,8% zu erhöhen. Die Minderheitsanträge Fetz (sp,
BS), welcher am früheren Beschluss des Ständerates festhalten wollte und Hess (fdp,
OW), welcher dem Beschluss der linearen Erhöhung des Nationalrates folgen wollte,
lehnte der Ständerat beide ab. Ausserdem formulierte er den Absatz 3 von Artikel 196
neu, um die Vorlage mit der Schaffung eines IV-Fonds zu verknüpfen. Nach der neuen
Formulierung kommt die befristete Mehrwertsteuererhöhung nur dann zur Anwendung,
wenn ein selbständiger IV-Fonds geschaffen wird, also wenn das Bundesgesetz zur
Sanierung der IV in Kraft tritt. Der Nationalrat folgte daraufhin diskussionslos den
Beschlüssen des Ständerates. In der Schlussabstimmung nahm der Ständerat die
Vorlage mit 39 zu 2 Stimmen und der Nationalrat mit 126 zu 58 Stimmen an. 57

MOTION
DATE: 27.05.2008
LINDA ROHRER

Assurance-maladie

Im Moment unterlägen die Leistungen von Ärztenetzen zur koordinierten
Heilbehandlung der Patientinnen und Patienten im Rahmen von Managed Care gemäss
Ruth Humbel (cvp, AG) der Mehrwertsteuer, da sie nicht als Heilbehandlung anerkannt
seien. Dadurch werde «ein wesentlicher Teil der erwirtschafteten Einsparungen
abgeschöpft». Daher wollte sie den Bundesrat mit einer Motion beauftragen, die
entsprechenden Leistungen als Teil der Heilbehandlung zu definieren und von der
Mehrwertsteuer auszunehmen. Der Bundesrat zeigte sich bereit, dieser Forderung bei
Managed Care Leistungen, nicht aber bei rein administrativen Leistungen
nachzukommen, und empfahl die Motion zur Annahme. Stillschweigend folgte der
Nationalrat in der Wintersession 2019 diesem Antrag. 58

MOTION
DATE: 20.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Enseignement, culture et médias

Médias

Radio et télévision

Da das Bundesgericht im Frühjahr 2015 entschieden hatte, dass die Empfangsgebühren
nicht mehr der Mehrwertsteuer unterstellt werden dürfen, und das
Bundesverwaltungsgericht rund zwei Jahre später die Rückzahlung der zu viel bezahlten
Mehrwertsteuerbeträge angeordnet hatte, reichte die KVF-NR im Sommer 2017 eine
Motion ein, welche ebendiese Rückerstattung der Billag-Mehrwertsteuern
rückwirkend auf fünf Jahre forderte. In der nationalrätlichen Debatte erklärte Edith
Graf-Litscher (sp, TG) im Namen der KVF-NR, dass man diese Motion eingereicht habe,
damit die Gebührenzahlenden nicht einzeln die zuviel bezahlten Beträge einklagen
müssten. Da jedoch noch eine Beschwerde des UVEK gegen das Urteil des
Bundesgerichts hängig sei und die Motion Flückiger, welche eine Rückerstattung
rückwirkend auf zehn Jahre forderte, im Erstrat angenommen worden sei, beantragte
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Medienministerin Leuthard bat den
Nationalrat darum, zuerst das Urteil des Bundesgerichts abzuwarten. Dieser Bitte
folgten jedoch nur 32 Nationalrätinnen und Nationalräte vor allem aus der CVP- und
FDP-Fraktion, der Grossteil des Nationalrats entschied sich jedoch mit 126 Stimmen
(bei 7 Enthaltungen) für die Annahme der Motion. 59

MOTION
DATE: 13.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2018 diskutierte der Ständerat über drei Vorstösse, die im
Nachgang des Bundesgerichtsentscheids, der die Unterstellung der Radio- und
Fernsehgebühren unter die Mehrwertsteuer als unzulässig eingestuft hatte, eingereicht
worden waren und die allesamt die Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen
Mehrwertsteuer forderten. Dabei lagen dem Rat die jeweils einstimmig gefällten
Anträge der KVF-SR vor, gemäss welchen die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG)
anzunehmen sowie die Motion der KVF-NR abzulehnen und der bis anhin noch nicht
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behandelten Standesinitiative des Kantons Genf keine Folge zu geben sei. Im Plenum
begründete Kommissionssprecher Janiak (sp, BL) diesen Entschluss damit, dass einzig
die offen formulierte Motion Flückiger-Bäni es erlaube, das – zum Zeitpunkt der
parlamentarischen Beratung noch ausstehende – Urteil des Bundesgerichts
umzusetzen. Ein 2017 gefällter Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts, der
Einzelklägern Recht gegeben und die Billag zur Rückerstattung aufgefordert hatte, war
vom UVEK weitergezogen worden, worauf sich das Bundesgericht erneut mit der Sache
zu befassen und über die konkrete Verjährung des Rückerstattungsanspruches zu
entscheiden hatte. Mit einer Gegenstimme folgte die Kantonskammer dem Antrag ihrer
Kommission und nahm das Anliegen Flückiger-Bäni als Zweitrat an. 60

Neben der Motion Flückiger Bäni und der Standesinitiative des Kantons Genf beriet der
Ständerat in der Herbstsession 2018 mit der Motion der KVF-NR ein weiteres Anliegen,
das die Rückerstattung der unrechtmässig erhobenen Billag-Mehrwertsteuern
forderte. Im Unterschied zur Motion der Aargauer SVP-Nationalrätin enthielt der
Kommissionsvorstoss konkrete Forderungen zur Ausgestaltung der Rückerstattung: Die
unrechtmässig bezahlte Mehrwertsteuer solle allen Konsumentinnen und Konsumenten
für die letzten fünf Jahre zurückerstattet werden. Die vorberatende KVF-SR vertrat
einstimmig die Meinung, dass die Gesetzgebung an das – zu gegebener Zeit noch
hängige – Urteil des Bundesgerichts angepasst werden solle und die
Kommissionsmotion hierfür nicht ausreichend Spielraum lasse. Der Ständerat folgte
dieser Empfehlung stillschweigend und lehnte die Motion ab. 61
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